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Schiedsvereinbarung 

 

zwischen 

 

dem Land Berlin 

vertreten durch die Senatsverwaltung für Finanzen 

und die Senatsverwaltung für Wirtschaft und Betriebe 

 

-  nachfolgend "Land Berlin" genannt - 
 

 

und 

 

der BWB Holding Aktiengesellschaft (derzeit noch firmierend als "Berlinwasser Aktien-

gesellschaft") 

 

-  nachfolgend "Holding" genannt - 
 

 

 

Vorbemerkung 

 

1.  Am heutigen Tage haben das Land Berlin und die Holding einen 

Interessenwahrungsvertrag ("IW-Vertrag") abgeschlossen. 

2. Die Parteien dieser Schiedsvereinbarung haben vereinbart, alle Streitigkeiten, die 

sich im Zusammenhang mit oder aus dem unter 1. genannten Vertrag ergeben, zuerst 

durch das ernsthafte und nachhaltige Bemühen einer gütlichen Einigung zuzuführen. 

Sollte der Versuch einer Einigung scheitern, haben die Parteien vereinbart, daß die 

Streitigkeiten für alle Beteiligten aufgrund einer Schiedsvereinbarung unter 

Ausschluß des ordentlichen Rechtsweges zu entscheiden sind. 

Dies vorausgeschickt schließen die Parteien folgende 



 - 2 - Anlage 1 zum IW-Vertrag 
Schiedsvereinbarung 

 

Schiedsvereinbarung 

 

§ 1 Zuständigkeit des Schiedsgerichts 

(1) Soweit diese Vereinbarung nicht ausdrückliche abweichende Regelungen enthält, 

hat über sämtliche Streitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit den in der Vor-

bemerkung genannten Verträgen und über die Wirksamkeit und Auslegung dieser 

Schiedsvereinbarung ein Schiedsgericht unter Ausschluß der staatlichen Gerichte 

zu entscheiden. 

(2)  Die Zuständigkeit des Schiedsgerichts gemäß § l (1) läßt das Recht einer jeden 

Partei, einstweiligen Rechtsschutz vor den zuständigen staatlichen Gerichten zu su-

chen, unberührt. Die Parteien dieser Schiedsvereinbarung vereinbaren hiermit für 

derartige Verfahren die ausschließliche Zuständigkeit des Landgerichts Berlin. 

 

§ 2 Zusammensetzung und Anrufung des Schiedsgerichts 

(1) Das Schiedsgericht besteht aus drei Schiedsrichtern. Jede Partei eines Verfahrens 

benennt einen Schiedsrichter. Mehrere das Schiedsgericht anrufende Kläger oder 

mehrere Personen auf der Beklagtenseite gelten jeweils als eine Partei. Mehrere 

Kläger bzw. mehrere Beklagte können einen Schiedsrichter nur jeweils gemeinsam 

benennen. Die Benennung des Schiedsrichters hat gegenüber allen auf seiten der 

Gegenpartei beteiligten Personen zu erfolgen. Der dritte Schiedsrichter und zu-

gleich Obmann wird von den Schiedsrichtern bestellt, die von den Parteien benannt 

wurden. 

(2) Sofern mehrere Kläger, die ihr Recht nur gemeinschaftlich geltend machen können, 

sich innerhalb angemessener Frist nicht auf die Person eines Schiedsrichters eini-

gen, ist jeder Kläger berechtigt, den Präsidenten des Kammergerichts um Benen-

nung eines gemeinsamen Schiedsrichters für die Klägerseite zu ersuchen. Gleiches 

gilt für den Fall, daß mehrere Parteien auf der Beklagtenseite sich nicht auf die Per-

son eines Schiedsrichters einigen können. 
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(3)   Alle Schiedsrichter müssen über kaufmännische Erfahrung, zumindest der Obmann 

muß über die Befähigung zum Richterarnt verfiigen. Alle Schiedsrichter müssen 

die deutsche Sprache beherrschen. 

(4)  Scheidet ein Schiedsrichter aus seinem Amt aus, so hat die Partei, die ihn benannt 

hat, innerhalb von drei Wochen einen neuen Schiedsrichter zu benennen. Benennt 

sie innerhalb der Frist keinen neuen Schiedsrichter, so ist dieser auf Antrag der Ge-

genpartei vom Präsidenten des Kammergerichts zu benennen. Scheidet der Obmann 

aus meinem Amt aus, so findet § 2 (1) entsprechende Anwendung. 

(5)    Die Partei, die das Schiedsgericht anzurufen wünscht, hat dies der anderen Partei 

durch eingeschriebenen Brief anzuzeigen. Die Anzeige hat die folgenden Angaben 

zu enthalten: 

(a)     die Bezeichnung der Parteien. 

(b)      Bezeichnung des Anspruchs und der Tatsachen, auf die sich dieser An-

spruch stützt, 

(c)      einen Hinweis auf diese Schiedsvereinbarung, 

(d)      die Benennung eines zur Annahme des Amtes bereiten Schiedsrichters. 

 

(6)  Der Beklagte hat innerhalb von vier Wochen nach Erhalt der Anzeige dem Kläger 

seine Verteidigungsbereitschaft anzuzeigen und einen weiteren Schiedsrichter zu 

benennen. 

(7)   Benennt der Beklagte innerhalb der Frist nach §2 (6) keinen Schiedsrichter, oder 

können sich die von den Parteien benannten Schiedsrichter nicht innerhalb einer 

Frist von vier Wochen auf einen Obmann einigen, so soll auf Antrag jedes Klägers 

oder jedes Beklagten der Präsident des Kammergerichts den Schiedsrichter bzw. 

den Obmann benennen. 

(8)  Der Beklagte hat innerhalb von acht Wochen nach Erhalt der Anzeige auf die 

Schiedsklage zu erwidern. 
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§ 3 Schiedsverfahren 

(1) Die Parteien sind vor dem Schiedsgericht mündlich zu hören, wenn nicht beide 

Parteien auf die mündliche Verhandlung verzichten. Das Schiedsgericht soll wäh-

rend des gesamten Verfahrens darauf hinwirken, daß die Parteien sich gütlich eini-

gen. 

(2)    Ändert sich die Zusammensetzung des Schiedsgerichts, beschließt das Schiedsge-

richt in seiner neuen Zusammensetzung nach pflichtgemäßem Ermessen, ob und 

inwieweit das bisherige Verfahren ganz oder teilweise wiederholt werden soll. Den 

Parteien ist rechtliches Gehör zu gewähren. 

(3)   Das Schiedsgericht darf vorläufige oder sichernde Maßnahmen nur nach Durchfüh-

rung einer mündlichen Verhandlung anordnen, zu der mit einer Frist von minde-

stens einer Woche geladen worden ist. 

(4)  Für den Fall, daß sich aufgrund einer Weigerung eines Schiedsrichters, an der Ab-

stimmung teilzunehmen, Stimmengleichheit unter den verbliebenen Schiedsrichtern 

ergibt, ist die Stimme des Obmannes entscheidend. 

(5)   Ort des Schiedsverfahrens ist Berlin.  Die Sprache des Schiedsverfahrens ist 

deutsch. 

(6)   Im übrigen sind die Vorschriften des 10. Buches der Zivilprozeßordnung anzuwen-

den. 

 

§ 4 Verfahrenskosten 

(1)   Das Schiedsgericht entscheidet über die Kosten des Schiedsverfahren. Die Ko-

stenentscheidung des Schiedsgerichts hat einsprechend den Vorschriften der §§ 91 

ff ZPO zu erfolgen, jedoch sind von den außergerichtlichen Kosten ausschließlich 

die Anwaltsgebühren sowie die hierauf gegebenenfalls anfallende Umsatzsteuer in 

gesetzlicher Höhe zu erstatten. Das Schiedsgericht setzt den Streitwert nach freiem 

Ermessen fest. Dieser soll weder den Wert, der sich bei Zugrundelegung der 

Berechnungsgrundsätze der ZPO und des GKG ergäbe, noch einen Betrag von DM 

30.000.000,- überschreiten. 
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(2)   Die Mitglieder des Schiedsgerichts sind berechtigt, zur Deckung der voraussichtlich 

anfallenden Vergütungen und Auslagen einen Vorschuß anzufordern. Der Obmann 

ist zum Empfang der Vorschußzahlungen berechtigt. Er hat hierüber nach  

Abschluß des Schiedsverfahrens abzurechnen, den Schiedsrichtern die auf sie ent-

fallenden Beträge auszukehren und den Parteien eventuell überzahlte Beträge zu-

rückzugewähren. 

(3) Die Schiedsrichter erhalten eine nach den Sätzen der 

Bundesrechtsanwaltsgebührenordmmg zu berechnende pauschale Vergütung, 

wobei der Vorsitzende jeweils 13/10 Gebühren, die anderen Schiedsrichter jeweils 

10/10 Gebühren erhalten. Die Prozeßgebühr entsteht nicht, bevor sich das 

Schiedsgericht konstituiert und Verfahrensanordnungen getroffen hat. 

 

§ 5  Gerichtliches Verfahren 

 Für Entscheidungen gemäß § 1062 Absatz l ZPO ist das Kammergericht zuständig. 

 

§ 6   Aufhebung des Schiedsspruchs 

 Falls der Schiedsspruch nach § 1059 ZPO aufgehoben werden sollte, ist die 

Schiedsvereinbarung nicht verbraucht; sie lebt vielmehr wegen des Streitgegen-

standes wieder auf. In diesem Fall haben die Parteien ein Schiedsgericht nach den 

Bestimmungen dieser Vereinbarung einzuberufen. Schiedsrichter, die an der aufge-

hobenen Entscheidung mitgewirkt haben, können nicht als Schiedsrichter an dem 

nach Satz l dieses § 6 durchzuführenden Schiedsverfahren mitwirken. 

 

§ 7   Schriftformerfordernis 

(1)   Dieser Vertrag unterliegt dem Recht der Bundesrepublik Deutschland. 

(2)   Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages, einschließlich der Abänderung 

dieser Schriftformklausel selbst, bedürfen der Schriftform unter ausdrücklicher Be 
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zugnahme auf diesen Vertrag. Mündliche Nebenabreden zu diesem Vertrag beste-

hen nicht. 

(3)   Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages oder eine künftig in ihn aufge-

nommene Bestimmung ganz oder teilweise nicht rechts wirksam oder nicht durch-

führbar sein oder ihre Rechts Wirksamkeit oder Durchführbarkeit später verlieren, 

soll hierdurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen des Vertrages nicht berührt 

werden. Das gleiche gilt, soweit sich herausstellen sollte, daß der Vertrag eine Re-

gelungslücke enthält. Anstelle der unwirksamen oder undurchführbaren Bestim-

mung oder zur Ausfüllung der Lücke soll eine angemessene Regelung gelten, die, 

soweit rechtlich möglich, dem am nächsten kommt, was die Vertragsparteien ge-

wollt hätten oder nach dem Sinn und Zweck des Vertrages gewollt haben würden, 

soweit sie bei Abschluß dieses Vertrages oder bei der späteren Aufnahme der Be-

stimmungen die betreffende Angelegenheit bedacht hätten. Entsprechendes gilt, 

falls die Unwirksamkeit einer Bestimmung etwa aus einem in dem Vertrag vorge-

schriebenen Maß der Leistung oder Zeit (Frist oder Termin) beruht; es soll dann ein 

dem gewollten möglichst nahekommendes, rechtlich zulässiges Maß der Leistung 

oder Zeit als vereinbart gelten, 

(4) Die Überschriften in diesem Vertrag haben keinen Einfluß auf dessen Auslegung. 

Entsprechendes gilt für angefertigte Übersetzungen dieses Vertrages in andere 

Sprachen. 

 

Berlin, den [____]. Juni 1999 

 

Land Berlin 

durch: BWB Holding AG 

Senatsverwaltung für Finanzen: durch: 

_______________________ ________________________ 

 

Name: _________________ Name: __________________ 

 

Funktion: ______________ Funktion: ________________ 
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Land Berlin 

durch:  

Senatsverwaltung für Wirtschaft und Betriebe:  

_______________________  

 

Name: _________________  

 

Funktion: ______________  

 

 


